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Kurz vor Redaktionsschluss: BUK-NOG passiert 
den Bundesrat

Als eines der letzten Gesetze der 17. Legislaturperiode pas-
sierte am 20. September 2013 das Gesetz zur Neuorganisation 
der bundesunmittelbaren Unfallkassen, zur Änderung des 
Sozialgerichtsgesetzes und zur Änderung anderer Gesetze 
(BUK-NOG) den Bundesrat. Demnächst wird das Gesetz im Bun-
desgesetzblatt verkündet.

Nur noch ein bundesunmittelbarer Unfallversicherungsträger
Das BUK-NOG schafft die gesetzliche Grundlage dafür, dass es 
künftig nur noch einen statt wie bisher 3 bundesunmittelbare 
Unfallversicherungsträger geben wird: Die Unfallkasse des Bun-
des und die Eisenbahn-Unfallkasse gehen zum 1. Januar 2015 in 
der neuen Unfallversicherung Bund und Bahn auf und werden 
aufgelöst. Der dritte bundesunmittelbare Unfallversicherungs-
träger, die Unfallkasse Post und Telekom, fusioniert zum 1. Januar 
2016 mit der Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrs-
wirtschaft zur neuen Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft.

Früherer Termin für Abgabe der Jahresmeldung
Februar statt April gilt schon für die Jahresmeldung 2013
Der Abgabetermin für die Jahresmeldung wird auf den 15. Feb-
ruar eines Jahres vorverlegt (vgl. summa summarum 3/2013). 
Grund ist, dass künftig aus den Meldedaten der Jahresmeldungen 
auch die Lohnnachweise der Unfallversicherung generiert wer-
den. Der neue, frühere Abgabetermin erspart den Unternehmern 
zukünftig, jeweils Mitte Februar eines Jahres gesonderte Lohn-
nachweise für die Unfallversicherungsträger erstellen und einrei-
chen zu müssen. Die Jahresmeldungen werden früher als bisher 
benötigt, damit die Unfallversicherungsträger rechtzeitig für das 
Vorjahr die Beitragsbescheide erlassen und die Finanzierungspa-
rameter ermitteln können.

Märzklausel unverändert anzuwenden
Einmalzahlungen, die wegen der Märzklausel dem Vorjahr zuzu-
ordnen sind, die aber nicht in die Jahresmeldung eingeflossen 
sind, weil sie erst nach Abgabe der Jahresmeldung gewährt 
wurden, müssen künftig mit dem Abgabegrund 54 gesondert 
gemeldet werden.

mailto:summa-summarum@haufe.de
http://www.summa-summarum.eu
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Arbeitsbescheinigungen für die Bundesagentur für Arbeit
Ab dem Tag nach Verkündung des BUK-NOG müssen Arbeits-
bescheinigungen nur noch „auf Verlangen des Arbeitnehmers 
oder der Arbeitsagentur” ausgestellt werden. Bisher waren 
Arbeitgeber beim Ausscheiden eines Arbeitnehmers aus dem 
Arbeitsverhältnis stets verpflichtet, eine Arbeitsbescheinigung zu 
erstellen.

Ab 2014 können die Daten der Arbeits- und Nebeneinkommens-
bescheinigung dann auch auf elektronischem Weg – per BEA 
(Bescheinigungen Elektronisch Annehmen) – an die Bundesagen-
tur für Arbeit übermittelt werden. Die Papierform bleibt weiterhin 
zulässig.

Entscheidet sich der Arbeitgeber für die elektronische Übermitt-
lung per BEA, muss er die üblichen Meldeverfahren der Sozialver-
sicherung nutzen. Der Arbeitnehmer kann der elektronischen 
Übermittlung der Bescheinigung widersprechen. Hierauf ist er 
vom Arbeitgeber schriftlich hinzuweisen. Am Inhalt der Bescheini-
gung ändert sich nichts.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Wertguthaben: BMAS wirbt für flexible Arbeits-
zeitregelungen zur längerfristigen Freistellung

Wertguthabenvereinbarungen ermöglichen längerfristige Frei-
stellungen von der Arbeitsleistung bei vollem Versicherungs-
schutz. Sie sind in der Praxis jedoch noch nicht besonders ver-
breitet. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
wirbt daher für die Vorteile dieser Modelle zur flexiblen 
Arbeitszeitgestaltung.

Mit Wirkung vom 1. Januar 1998 wurden erstmals Regelungen 
zum Versicherungsschutz bei flexiblen Arbeitszeiten geschaffen. 
Seitdem können Arbeitnehmer – insbesondere durch den Verzicht 
auf die Auszahlung von Teilen des Arbeitsentgelts – Wertguthaben 
für Zeiten längerfristiger Freistellungen aufbauen. Während der 
Freistellung besteht durch die Auszahlung von Arbeitsentgelt aus 
dem Wertguthaben die versicherungspflichtige Beschäftigung 
ununterbrochen fort. Arbeitgebern wird die Zustimmung zu den 
Freistellungen aufgrund der Vorfinanzierungsleistung der Arbeit-
nehmer erleichtert.

Freistellungsphase
Bei der Freistellungs-
phase handelt es sich um 
einen Begriff im Zusam-
menhang mit den Rege-
lungen zu flexibler 
Arbeitszeit, Wertgut-
habenvereinbarung und 
Altersteilzeit im Blockmo-
dell. Die Freistellungspha-
se ist eine sozialversiche-
rungspflichtige Zeit, für  
die Arbeitsentgelt gezahlt 
wird, das durch eine tat-
sächliche Arbeitsleistung 
vor oder nach der Freistel-
lungsphase erzielt worden 
ist.

Die Regelungen zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung sind mehrfach 
angepasst worden. Seit 1. Januar 2009 wurde zudem die Absiche-
rung und Portabilität von Wertguthaben verbessert. So wird jetzt 
insbesondere die Insolvenzsicherung der Wertguthaben durch die 
Rentenversicherungsträger überprüft. Daneben wurde bei Been-
digung der Beschäftigung die Möglichkeit eingeräumt, das Wert-
guthaben zur weiteren Verwaltung auf die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund zu übertragen, um es für Freistellungen in späte-
ren Beschäftigungen oder zur Entsparung in einer beschäfti-
gungslosen Zeit vor einem Altersrentenbezug nutzen zu können.

Darüber hinaus wurden u. a. die Wertguthabenvereinbarungen von 
anderen Formen flexibler Arbeitszeitmodelle abgegrenzt, der 
Arbeitnehmeranspruch auf die Verwendung von Wertguthaben für 
gesetzliche Freistellungszwecke (z. B. bei Pflege von Angehörigen 
und Kindererziehung) sowie die Kapitalanlage von Wertguthaben 
durch den Arbeitgeber geregelt. Für die Kapitalanlage der Wert-
guthaben gelten nunmehr grundsätzlich dieselben strengen 
Regelungen wie für Anlagen der Sozialversicherungsträger.
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Bedeutung flexibler Arbeitszeitregelungen nimmt zu
Aufgrund der Verlängerung der Lebensarbeitszeit, des Wunsches 
nach Vereinbarkeit von Beruf und Familie, des Bedarfs an Pflege 
für Angehörige oder für individuelle Weiterbildung und Sabba-
ticals haben flexible Arbeitszeiten eine zunehmende Bedeutung. 
Wertguthaben können hierfür ein geeignetes Instrument bieten. 
Im Zusammenhang mit dem demografischen Wandel ermöglichen 
sie über lange Zeiträume hinweg eine Flexibilisierung der Lebens-
arbeitszeit.

Die Bundesregierung hat evaluiert, ob die bisherigen Regelungen 
zu Wertguthaben diesen Zielen gerecht werden. Dabei hat sie 
festgestellt, dass dieses Instrument noch erhebliches Potenzial 
bietet. Zwar führen etwa 40.000 Betriebe in Deutschland bereits 
Wertguthaben. Allerdings sind dies erst 2 % aller und häufig nur 
die größeren Betriebe. Ein wesentlicher Grund für die einge-
schränkte Verbreitung und Nutzung von Wertguthaben liegt aus 
Sicht der Bundesregierung dabei im geringen Bekanntheitsgrad 
der Regelungen für diese Arbeitszeitmodelle.

Das BMAS informiert über Wertguthaben
Um flexible Arbeitzeitmodelle insbesondere in kleinen und mittle-
ren Betrieben bekannter zu machen und Wertguthaben dort zu 
etablieren, hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf 
dem 2. Demografiegipfel der Bundesregierung am 14. Mai 2013 
Informationsmaterialien zu Wertguthaben vorgestellt. Diese Infor-
mationen sind auch auf ihrer Internetseite www.bmas.bund.de 
veröffentlicht.

In 2 umfangreichen Broschüren wurden zahlreiche Informationen 
über Wertguthaben zusammengestellt, insbesondere über deren

→ Funktionsweise und Verwendungszwecke,
→ Vorteile für Arbeitnehmer und Arbeitgeber,
→ steuer-, beitrags- und bilanzierungsrechtliche Behandlung,
→ Insolvenzsicherung,
→ Anlage und Verwaltung sowie
→ Übertragbarkeit.

Eine Checkliste für Wertguthaben und ein Frage/Antwortkatalog 
zu häufig gestellten Fragen sollen zudem den Abschluss von 
Wertguthabenvereinbarungen erleichtern.

Wertguthaben-
vereinbarung
Eine Wertguthabenverein-
barung liegt vor, wenn 
– der Aufbau eines Wert-

guthabens schriftlich 
vereinbart wurde, 

– die Vereinbarung nicht 
lediglich das Ziel der fle-
xiblen Gestaltung der 
werktäglichen oder wö-
chentlichen Arbeitszeit 
oder den Ausgleich be-
trieblicher Produktions- 
und Arbeitszeitzyklen 
verfolgt, 

– Arbeitsentgelt ins Wert-
guthaben eingebracht 
wird, um es für Zeiten 
der Freistellung von der 
Arbeitsleistung oder der 
Verringerung der Ar-
beitszeit zu entnehmen, 

– das aus dem Wertgutha-
ben fällige Arbeitsent-
gelt mit einer vor oder 
nach der Freistellung 
von der Arbeitsleistung 
oder der Verringerung 
der Arbeitszeit erbrach-
ten Arbeitsleistung er-
zielt wird, 

– das fällige Arbeitsent-
gelt insgesamt 450 EUR 
monatlich übersteigt, es 
sei denn, die Beschäfti-
gung wurde vor der 
Freistellung als gering-
fügige Beschäftigung 
ausgeübt (§ 7b SGB IV).

http://www.bmas.bund.de
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Vorteile der Portabilität von Wertguthaben
Der langfristige Aufbau von Wertguthaben verbessert deren Ver-
wendungsmöglichkeiten im Rahmen einer Flexibilisierung der 
Lebensarbeitszeit. Die Zunahme diskontinuierlicher Erwerbs-
biografien erfordert hierfür eine hohe Portabilität der Wertgutha-
ben.

Seit 1. Juni 2009 können Arbeitnehmer bei Beendigung einer 
Beschäftigung bereits aufgebaute Wertguthaben zur weiteren 
Verwaltung auf die Deutsche Rentenversicherung Bund über-
tragen. Durch die Übertragung wird die Auflösung der Wertgut-
haben vermieden.

Auf die Deutsche Rentenversicherung Bund übertragene Wertgut-
haben können zu einer späteren Entsparung für

→ Freistellungszeiten bei einem neuen Arbeitgeber oder
→ beschäftigungslose Zeiten vor Beginn einer Altersrente

genutzt werden. Ein Arbeitnehmer kann bei Bedarf mehrfach – 
also auch bei einem neuen Arbeitgeber aufgebaute – Wertgutha-
ben auf die Deutsche Rentenversicherung Bund übertragen (vgl. 
summa summarum 2/2013).

Die Deutsche Rentenversicherung Bund verwaltet bereits Wert-
guthaben in einer Gesamthöhe von mehr als 10 Mio. EUR.
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Projekt OMS – Optimiertes Meldeverfahren in 
der sozialen Sicherung

Anlässlich der Einstellung des ELENA-Verfahrens wurde von 
der Bundesregierung im September 2011 angekündigt, Lösun-
gen aufzuzeigen, die die bisherigen Investitionen der Wirtschaft 
für dieses Verfahren aufgreifen. Unter Leitung des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales wurde im Februar 2012 das 
Projekt OMS gestartet. Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie 
soll geprüft werden, wie die bestehenden Meldeverfahren 
verbessert, Wirtschaftlichkeitsreserven erschlossen und mög-
licherweise neue Verfahren in die Übermittlung integriert 
werden können.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat die 
Informationstechnische Servicestelle der gesetzlichen Kranken-
versicherung (ITSG GmbH) mit der Leitung des Projektbüros 
beauftragt. Das OMS-Projektbüro der ITSG wird durch einen 
Lenkungsausschuss kontrolliert und fachlich von einem Beirat 
unterstützt. Die Projektarbeit wird in 6 Arbeitsgruppen durchge-
führt, die vom Projektbüro koordiniert, moderiert und betreut 
werden. Das Projekt stützt sich dabei auf die aktive Mitwirkung 
aller Verfahrensbeteiligten. So wird die erforderliche Praxisnähe 
gewährleistet.

Projektorganisation

BMAS

Lenkungsaus-
schuss

Beirat

Vorsitz Leitung

Kontrolle

Auftrag
Inhaltliche und 
fachliche 
Begleitung

AG 
Technik

AG 
Datenschutz

AG 
Kosten

AG 
Datensatz

AG 
Angrenzende 

Verfahren

Koordinationsarbeitskreis

Projektbüro 
ITSG

Meldewesen
Bescheini-

gungswesen
Antrags-
verfahren

AG 
Fachverfahren

AG 
Organisation

AG F + O
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Zielsetzung der Machbarkeitsstudie
Die Machbarkeitsstudie im Projekt OMS wird durch das Projekt-
büro mit folgender Zielsetzung erstellt:

→ Es soll geprüft werden, inwieweit die bestehenden Meldever-
fahren der sozialen Sicherung verbessert werden können. 
Dazu sollen auch die im ELENA-Verfahren gewonnenen 
Erkenntnisse mit einfließen und die von den Verfahrensbetei-
ligten bereits getätigten Investitionen für die Weiterentwick-
lung der Meldeverfahren der sozialen Sicherung genutzt 
werden.

→ Gemeinsam mit allen Verfahrensbeteiligten sollen die beste-
henden Meldeverfahren der sozialen Sicherung umfassend 
beschrieben und bewertet, Optimierungsmöglichkeiten er-
arbeitet und Handlungsalternativen vorgeschlagen werden.

→ Alle notwendigen Prozesse zum Datenaustausch in den 
Meldeverfahren der sozialen Sicherung sind von den Ver-
fahrensbeteiligten gemeinsam auf zukünftige Optimierungs-
potenziale zu prüfen.

→ Die Prüfungen von Informationssicherheit und Datenschutz 
sind integraler Bestandteil im Projekt OMS.

Die Untersuchung erfolgt ohne Vorfestlegung, um das Innova-
tions- und Kreativpotenzial aller Verfahrensbeteiligten optimal 
auszuschöpfen.

Meilenstein 1: Die IST-Aufnahme
Ein erster wichtiger Schritt war, zu analysieren, an welchem Aus-
gangspunkt man sich befindet. Daher wurden im Projekt OMS ein-
gangs 39 bestehende Meldeverfahren in der sozialen Sicherung 
detailliert beschrieben. Die Ergebnisse sind in einem Bericht (Sze-
nario 0, IST-Aufnahme) zusammengefasst. Damit wurde erstmals 
eine organisationsübergreifende Übersicht der Geschäftsprozesse 
und der technischen Abläufe der wesentlichen Meldeverfahren in 
der sozialen Sicherung erstellt. Die vorliegenden Arbeitsergeb-
nisse sind von entscheidender Bedeutung, denn für die Analyse 
der Verfahren ermöglichen sie wertvolle Erkenntnisse zur Identifi-
zierung von Effizienzreserven.
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Meilenstein 2: Ermittlung des Erfüllungsaufwands
In einem zweiten Schritt wurde auf Basis der Prozessbeschrei-
bungen der in den Prozessabläufen bei allen Verfahrensbeteilig-
ten entstehende Erfüllungsaufwand ermittelt. Das Statistische 
Bundesamt (Destatis) hat die erforderliche Datenerhebung unter-
stützt und den gesamten Erfüllungsaufwand berechnet. Destatis 
hat im Bericht zum „Erfüllungsaufwand ausgewählter Meldever-
fahren in der sozialen Sicherung, Szenario 0, IST-Aufnahme” die 
erhobenen und ausgewerteten Ergebnisse für jedes untersuchte 
Verfahren dargestellt.

Damit liegt erstmals eine umfangreiche und detaillierte Doku-
mentation der Erfüllungsaufwände der gesetzlichen Pflichten für 
Bürger, Wirtschaft und Verwaltung im Bereich der sozialen Siche-
rung vor.

Der Bericht zeigt, wo im Bereich der Meldeverfahren der sozialen 
Sicherung hohe bzw. geringe Kosten anfallen. Insbesondere wird 
deutlich, dass ein wesentlicher Kostenblock auf die Arbeitgeber 
entfällt.

Erfüllungsaufwand  
im Meldeverfahren für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
Das Meldeverfahren für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ist  
das volumenmäßig größte Meldeverfahren der sozialen Sicherung. Es 
umfasst 86 Mio. Sozialversicherungsmeldungen im Jahr.
Der von Destatis ermittelte Erfüllungsaufwand beträgt 1,2 Mrd. EUR pro 
Jahr, das sind 13,97 EUR pro Meldung. Die Arbeitgeber tragen etwa 90 % 
dieser Kosten.

Im Projekt OMS werden organisatorische und technische Ansätze 
für Verbesserungen untersucht; eine Überprüfung der rechtlichen 
Grundlagen wird vom Projektauftrag nicht umfasst.

Dokumentation der Ergebnisse
Im Zuge der organisationsübergreifenden Arbeiten zur Erstellung 
der Studie haben die beteiligten Fachleute erkannt, dass in den 
über Jahre gewachsenen Verfahren Redundanzen bestehen. 
Abweichende Regelungen in den verschiedenen Gebieten des 
Sozialrechts hindern zudem eine einheitliche Durchführung des 
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Meldeverfahrens. Diese umfassenden Erkenntnisse konnten nur 
durch die verfahrensübergreifende Gesamtbetrachtung gewonnen 
werden.

Ergänzend zu diesen bereits vorliegenden Ergebnissen zur Opti-
mierung der Meldeverfahren in der sozialen Sicherung sind durch 
die sich fortsetzende Bearbeitung der Optimierungsvorschläge 
weitere maßgebliche Impulse für die zukünftige Ausgestaltung 
der Meldeverfahren in der sozialen Sicherung zu erwarten:

→ So soll untersucht werden, wie der nach wie vor noch nicht 
vollständig realisierte elektronische Datenaustausch im Mel-
deverfahren der sozialen Sicherung umgesetzt werden kann.

→ Einige Optimierungsvorschläge weisen auf signifikante Effi-
zienzreserven hin. Durch die Standardisierung von Meldeda-
tensätzen, die Harmonisierung von Begrifflichkeiten und die 
Straffung von Prozessen könnte ein reduzierter Ressourcen-
einsatz (Zeit, Personal usw.) bei allen Verfahrensbeteiligten 
erzielt werden.

Alle wesentlichen Informationen und Dokumentationen, insbeson-
dere der Zwischenbericht der Machbarkeitsstudie aus dem Juli 2013 
und der Abschlussbericht zur Bestandsaufnahme (IST-Aufnahme) 
vom August 2012, sind im Internet auf www.projekt-oms.de 
einzusehen. Der Abschlussbericht wird im Dezember 2013 vor-
liegen.

Bedeutung des Meldeverfahrens für die 
Beschäftigungsstatistik

Arbeitgeber, Steuerberater und Entgeltabrechungsbüros geben 
jährlich ca. 86 Mio. DEÜV-Meldungen für sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte ab. Sie leisten mit den Meldungen zur 
Sozialversicherung einen entscheidenden Beitrag zur Beschäf-
tigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit.

Die Entwicklung des Arbeitsmarkts und der Beschäftigung sind von 
hohem Interesse für Wirtschaft, Politik und Verwaltung in Deutsch-
land. Die statistischen Daten zur Beschäftigung werden aus dem 

http://www.projekt-oms.de
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Meldeverfahren zur Sozialversicherung nach der Datenerfassungs- 
und -übermittlungsverordnung (DEÜV) generiert. Auf diese Weise ist 
keine separate Erhebung bei den Arbeitgebern notwendig.

Inhalt der Beschätigungsstatistik
Die Beschäftigungsstatistik bildet den Bestand an sozialversiche-
rungspflichtig und geringfügig Beschäftigten nach Regionen, Wirt-
schaftszweigen und anderen Merkmalen ab. Des Weiteren können 
Informationen über begonnene und beendete Beschäftigungsver-
hältnisse gewonnen werden.

Die Beschäftigungsstatistik ist im Internet unter http://statistik. 
arbeitsagentur.de im Register „Statistik nach Themen“, Menü-
punkt „Beschäftigung“ verfügbar.

Zweck der Beschäftigungsstatistik
Die Beschäftigungsstatistik wird nicht nur für die Analyse der 
Beschäftigungsentwicklung verwendet, sie bildet auch die Basis 
für weitere Verfahren wie z. B. Fachkräftebedarfsermittlungen. 
Pendlerströme können analysiert werden, die dann in der Raum-
entwicklungsplanung eine wichtige Rolle spielen. Nicht zuletzt ist 
durch das Gemeindefinanzreformgesetz ein Verteilschlüssel für 
den Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkommen festgelegt, in 
dem die Angaben aus der Beschäftigungsstatistik zunehmend 
stärker gewichtet werden.

Welche rechtlichen Grundlagen gelten?
Die §§ 280 ff. des Dritten Sozialgesetzbuchs (SGB III) verpflichten 
die Bundesagentur für Arbeit (BA), die Beschäftigungsstatistik 
nach Regionen und Wirtschaftszweigen zu führen. Der Betriebs-
nummern-Service der BA in Saarbrücken legt mit der Vergabe der 
Betriebsnummer für jede gemeindlich und wirtschaftsfachlich 
abgegrenzte Einheit, in der Beschäftigte tätig sind (Beschäfti-
gungsbetrieb im Sinne des Meldeverfahrens), hierfür jährlich in 
ca. 230.000 Fällen die Grundlage.

Welche Regeln sind bei der Angabe der Betriebsnummer  
zu beachten?
Beschäftigungsbetrieb im Sinne des Meldeverfahrens ist jede regio-
nal und wirtschaftlich abgegrenzte Einheit, in der Beschäftigte tätig 
sind. Die regionale Abgrenzung bezieht sich dabei auf Gemeinde-
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grenzen. Mehrere Beschäftigungsbetriebe in einer Gemeinde, in 
denen die Beschäftigten derselben wirtschaftlichen Tätigkeit nach-
gehen, werden zu einem Beschäftigungsbetrieb im Sinne des Melde-
verfahrens zusammengefasst. Hat ein Arbeitgeber Beschäftigungs-
betriebe in mehreren Gemeinden, werden die Betriebsnummern 
je Gemeinde nach den genannten Regeln vergeben.

Wie entsteht die Beschäftigungsstatistik?
Die Beschäftigungsanschrift und die wirtschaftliche Tätigkeit des 
einzelnen Beschäftigungsbetriebs werden in der Datei der 
Beschäftigungsbetriebe der Bundesagentur für Arbeit gespei-
chert. Trifft im Rahmen des Meldeverfahrens eine Beschäfti-
gungsmeldung ein, wird diese Meldung anhand der Betriebsnum-
mer einer Gemeinde und einem Wirtschaftszweig zugeordnet. Für 
die beschäftigungsstatistische Berichterstattung werden die Mel-
dungen anonymisiert und zusammengeführt.

Was müssen Antragsteller einer Betriebsnummer beachten?
Die Betriebsnummer ist das Ordnungsmerkmal für den Beschäfti-
gungsbetrieb im Sinne des Meldeverfahrens. Betriebsnummern 
werden deshalb nicht für Personengruppen oder Abteilungen ver-
geben. Eine Betriebsnummer wird nur vergeben, wenn Meldun-
gen zur Sozialversicherung abgegeben werden müssen.

Die Betriebsnummer kann schriftlich, telefonisch oder online im 
Internet beantragt werden. Ein schriftlicher Nachweis wie z. B. ein 
Handelsregisterauszug ist in der Regel nicht notwendig. Um eine 
Betriebsnummer vergeben zu können, benötigt der Betriebsnum-
mern-Service insbesondere die folgenden Angaben: 

→ Betriebsbezeichnung und Rechtsform
→ Anschrift des Beschäftigungsortes gemäß § 9 SGB IV
→ eine Korrespondenzanschrift, sofern Post am Beschäfti-

gungsort nicht zugestellt werden kann oder soll
→ Angaben zur wirtschaftlichen Tätigkeit des überwiegenden 

Teils der Beschäftigten in jedem Beschäftigungsbetrieb
→ Ansprechpartnerkontaktdaten für das Meldeverfahren beim 

Arbeitgeber oder einem beauftragten Dienstleister

Das Informationsschreiben mit der Betriebsnummer wird an den 
Arbeitgeber gesandt; Dienstleister erhalten bei Bedarf eine Kopie 
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per Post. Bei telefonischem Antrag auf Vergabe einer Betriebs-
nummer erfährt der Antragsteller die Betriebsnummer sofort, bei 
schriftlicher Beantragung nach etwa 3 Arbeitstagen.

Welche Änderungen der Betriebsdaten sind anzuzeigen?
Ändern sich die Betriebsbezeichnung, Rechtsform, wirtschaftliche 
Tätigkeit, Anschrift des Beschäftigungsbetriebs oder Korrespon-
denzadresse oder wird der Beschäftigungsbetrieb aufgegeben, 
muss das dem Betriebsnummern-Service unverzüglich mitgeteilt 
werden (§ 5 Abs. 5 DEÜV). Der Betriebsnummern-Service nimmt 
jährlich mehr als 100.000 Änderungsanzeigen telefonisch oder 
schriftlich entgegen.

Beitrag zur korrekten Beschäftigungsstatistik
Arbeitgeber und ihre Dienstleister leisten einen entscheidenden 
Beitrag zu einer korrekten Beschäftigungsstatistik, indem 
Beschäftigte mit der zutreffenden Betriebsnummer gemeldet 
werden. Sind Arbeitnehmer beispielsweise in der Filiale eines Un-
ternehmens in B-Stadt tätig, müssen die Meldungen mit der 
Betriebsnummer der Filiale abgegeben werden. Würde die 
Betriebsnummer der Zentrale in A-Stadt den Meldungen angege-
ben werden, würde dies die Beschäftigungsstatistik verfälschen. 
Es ist nicht zulässig, in der Meldung eines Beschäftigten eine 
nicht dem Beschäftigungsbetrieb des Beschäftigten entspre-
chende Betriebsnummer zu verwenden.

Hier erhalten Sie weitere Informationen:
Die Internetseite des Betriebsnummern-Service inklusive Online-
portal für Anträge und Änderungsmitteilungen sind auf www. 
arbeitsagentur.de im Register „Unternehmen”, Menüpunkt 
„Sozialversicherung” zu finden.

Der Betriebsnummern-Service steht für Fragen auch telefonisch 
(Montag bis Freitag von 08:00 bis 18:00 Uhr) unter der gebühren-
freien Servicenummer 0800 4 5555 20 zur Verfügung.

Die Postanschrift lautet: Betriebsnummern-Service, 66088 Saar-
brücken.

http://www.arbeitsagentur.de
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Änderungen durch das Altersvorsorge- 
Verbesserungsgesetz

Nach der Einigung auf der „Zielgeraden” im Vermittlungs-
ausschuss am 5. Juni 2013 haben Bundestag und Bundesrat 
dem Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Förderung der 
privaten Altersvorsorge zugestimmt.

Das Altersvorsorge-Verbesserungsgesetz ist nach Verkündung 
am 28. Juni 2013 (BGBl. I 2013, Nr. 31, S. 1667) in weiten Teilen 
am 1. Juli 2013 in Kraft getreten.

Wesentliche Maßnahmen des Altersvorsorge- 
Verbesserungsgesetzes
→ Begrenzung der Wechselkosten
Der bei den Altersvorsorgeverträgen mögliche Wechsel zu einem 
anderen Anbieter wird erleichtert. Die Wechselkosten beim alten 
Anbieter werden auf maximal 150 EUR gedeckelt. Zudem darf der 
neue Anbieter die Vertriebs- und Abschlusskosten nur aus maxi-
mal 50 % des übertragenen geförderten Kapitals berechnen.

→ Informationsverpflichtung zu Beginn der Auszahlungsphase
Der Anbieter muss den Anleger rechtzeitig zu Beginn der Auszah-
lungsphase über die vorgesehenen Auszahlungsbeträge informie-
ren, damit ein Vergleich und Wechsel zu einem Anbieter mit 
günstigeren Konditionen ermöglicht wird. Dies ist insbesondere 
bei den Riester-Anlageprodukten (z. B. Bank- oder Fondsspar-
plänen) wichtig, bei denen beim Vertragsabschluss noch keine 
Festlegungen über die spätere Auszahlungsphase bestehen.

→ Verbesserte Absicherung der Erwerbsminderung
Die Möglichkeit, das Risiko der Erwerbsminderung im Rahmen 
eines Riester-Vertrages abzusichern, wird durch eine Anhebung 
der dafür einsetzbaren Beitragsanteile von 15 % auf 20 % ausge-
weitet. Unabhängig davon wird ab 2014 eine eigenständige Ab-
sicherung des Risikos der Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit 
(lebenslange Rentenzahlung) im Rahmen des Abzugsvolumens 
der Basisversorgung im Alter ermöglicht.
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→ Vereinfachungen bei der Eigenheimrente / Wohn-Riester
Mit einer Flexibilisierung der Entnahmemöglichkeiten (auch zur 
Finanzierung eines altersgerechten Umbaus), beim Wechsel der 
Immobilie und der Wahl der Besteuerungsart in der Auszahlungs-
phase (einmalig mit Steuerermäßigung oder ratierlich) wird die 
Einbeziehung des selbst genutzten Wohneigentums in die geför-
derte Altersvorsorge verbessert.

→ Verbesserter Produktvergleich durch ein einheitliches  
Produktinformationsblatt

Für alle Produktgruppen zertifizierter und steuerlich geförderter 
Altersvorsorge-Verträge wird ein Produktinformationsblatt einge-
führt. Die Anbieter sind verpflichtet, bei zukünftigen Angeboten Pro-
duktinformationsblätter – auf der Grundlage einer noch zu verab-
schiedenden Rechtsverordnung nach amtlichem Muster – in einheit-
lich gestalteter und leicht verständlicher Form bereitzustellen. Damit 
können die Anleger die verschiedenen Angebote unterschiedlicher 
Anbieter besser verstehen und die wesentlichen Merkmale wie Leis-
tungen, Kosten und Garantien miteinander vergleichen. Zum Produkt-
informationsblatt gehören die Kosten- und Renditekennziffern, die für 
alle Produktgruppen einheitlich ermittelt werden müssen, aber auch 
die Chance-Risiko-Klassen, in die alle Produkte eingeteilt werden.

Mit dem Gesetz wurden die in Teilbereichen bereits bestehenden 
Informationspflichten gebündelt und zusammengefasst.

Besonderheiten zum Produktinformationsblatt
Nächster Schritt im Hinblick auf die Einführung eines anbieter-
gruppenübergreifenden Produktinformationsblattes ist der Erlass 
einer Rechtsverordnung mit dem amtlichen Muster eines Pro-
duktinformationsblattes. Erst 18 Monate später sind die Anbieter 
zur Bereitstellung der Produktinformationsblätter im Internet und 
bei individuellen Vertragsangeboten verpflichtet. Dann kann die 
beabsichtigte Steigerung der Transparenz und der Vergleichbar-
keit in einem für die Verbraucher sehr vielfältigen und komplexen 
Markt erreicht werden.

Nicht umgesetzte Gesetzgebungspläne
Die vom Bundestag ursprünglich vorgesehene Anhebung der För-
derhöchstgrenze bei der Basisversorgung im Alter von 20.000 EUR 
auf 24.000 EUR sowie die Absenkung der jährlichen Erhöhung der 
in das Wohnförderkonto eingestellten Beträge von 2 % auf 1 % 
wurden im Rahmen des Vermittlungsausschusses verworfen.
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Bitte umsteigen! 
summa summarum online löst Druckversion  
der Zeitschrift ab

summa summarum wird es in gedruckter Form nur noch ein-
mal geben. Ab 2014 erscheint die Schriftenreihe ausschließlich 
digital.

Damit Sie die Zeitschrift ohne Unterbrechung weiter beziehen 
können, sollten Sie sich registrieren. Dies ist in wenigen Schritten 
unter

www.summa-summarum.eu/anmeldung 

möglich.

Als registrierter Nutzer werden Sie über das Erscheinen einer 
neuen summa summarum informiert und können unmittelbar 
anschließend online auf die aktuelle Ausgabe zugreifen.

Zahlreiche Zusatznutzen
Online können Sie – zum Beispiel – die komfortable Suchfunktion 
nutzen und auf alle summa summarum-Ausgaben seit 2008 
zugreifen. Ebenfalls haben Sie einen schnellen Zugriff auf Bespre-
chungsergebnisse und Rundschreiben der Spitzenorganisationen 
der Sozialversicherung.

Natürlich kostenlos
Auch in der Online-Version steht Ihnen summa summarum als 
wertvolles Informationsangebot der Deutschen Rentenversiche-
rung kostenlos zur Verfügung.

http://www.summa-summarum.eu/anmeldung
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